
I-M_2jp/§4L
Verkündet am 18« April 1956 
Hoffmeister, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge«-' 

sehäftssteile

2476 027 ?

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Arthur 
Straße

Klägers, Berufungsklägers und Revi­
sionsklägers ,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt
gegen

den Kaufmann Paul 
Istraße

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Rev is i onsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt Prof,I)r«

hat der V« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom ?• April 1956 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr« Tasche und der Bundesrichter 
DroGroßmann, Dr«Spieler, DroPorschel und Br«Rothe

für Recht erkannt5

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
1* Zivilsenats des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
7- April 1954« aufgehoben«

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen, 
dem auch die Entscheidung über die Kosten der Re­
vision übertragen wird»

Von Rechts, wegen
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Tatbestand %

Die Parteien waren Gesellschafter einer offenen Han­
delsgesellschaft die sich mit Herstellung und Ver­
trieb von Meßinstrumenten und ähnlichen Geräten befaßte <> 
Nachdem es zwischen ihnen zu Meinungsvei’schiedenheiten 
und Prozessen gekommen war, schlossen sie am %  März 1950 
einen gerichtlichen Vergleich^ darin wurde vereinbart, 
daß der Kläger aus der Gesellschaft ausschied und der Be­
klagte das Unternehmen als Alleininhaber übernahm, jedoch 
mit Ausnahme gewisser Fabrikationszweige, die auf den Klä­
ger übertragen wurden* Streitigkeiten über die Durchfüh­
rung der Vereinbarungen führten in der Folgezeit zu weite­
ren Prozessen zwischen den Parteien« Hierbei handelte es 
sich neben anderen Streitpunkten um die Auslegung des § 10 
des Vergleichs| dieser Paragraph enthält Einzelheiten 
über die Abgrenzung der beiderseitigen Tätigkeitsgebiete 
sowie ein auf die Dauer von fünf Jahren bemessenes Wett­
bewerbsverbot« In einem Vorprozeß (8 0 14/52 LG Mannheim 
- 1 U 219/52 OLG Karlsruhe) hatte der jetzige Beklagte 
u.a« einen Anspruch auf Schadensersatz geltend gemacht, 
weil der Kläger Instrumente, die von einer

Firma hergestellt werden, verkauft und damit gegen 
das Wettbewerbsverbot verstoßen habe« Dieser Schadenser­
satzanspruch wurde dem Beklagten durch rechtskräftig ge­
wordenes Urteil des Oberlandesgerichts vom 1« April 1953 
mit der Begründung aberkannt, daß der § 10 des Vergleichs 
sich nur auf den sogenannten «Eigenvertrieb” beziehe, wäh­
rend der Handel mit fremden, d«h« von dritter. Seite bezo­
genen Erzeugnissen nicht unter das Konkurrenzverbot falle 
und daher beiden Parteien unbeschränkt gestattet sei«

In dem gegenwärtigen Rechtsstreit vertritt der Klä­
ger den Standpunkt, der genannte § 10 verbiete dem Be­
klagten den Handel mit bestimmten Arten von Thermometern
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und Manometern (Kontaktmanometer mit offener Kontaktvor­
richtung, Kontaktzeigerthermometer mit offener Kontaktvor­
richtung einschließlich M^U^-Instrumenten, soweit diese 
Geräte nicht in Steuer- oder Schaltschränke eingebaut 
sind). Ter Handel mit derartigen Instrumenten stehe nach 
dem Vergleich vom 3* März 1950 ausschließlich ihm (Klä­
ger) zu« Die gegenteilige Entscheidung des Oberlandesge­
richts im Vorprozeß - die übrigens für den vorliegenden 
Rechtsstreit nicht verbindlich sei - lasse die Tatsache 
außer acht, daß nach dem insoweit übereinstimmenden Vortrag 
der Parteien der Vergleich auch den Eremdhandel habe regeln 
wollen. Da der Beklagte fortgesetzt gegen das Wettbewerbs­
verbot verstoßen habe, sei er schadensersatzpflichtig„ Der 
Kläger hat im Wege der Stufenklage (§ 254 ZPO) beantragt, 
den Beklagten zur Rechnungslegung über alle in der Zeit 
seit Vergleichsabschluß bis zur letzten mündlichen Verhand­
lung getätigten Verkäufe von Instrumenten der angegebenen 
Art und zur Schadensersatzleistung in der sich aus der 
Rechnungslegung ergebenden Höhe zu verurteilen«.

Der Beklagte hat um Klageabwäisung gebeten. Er ist 
der Ansicht, zum Handel mit Kontakt ins tr umenten sei nach 
§ 10 des Vergleichs nicht der Kläger, sondern er allein 
berechtigt«, Zum mindesten müsse mit dem oberlandesgericht­
lichen Urteil im Vorprozeß davon ausgegangen werden, daß 
für ihn (Beklagten) bezüglich des Premdhandels kein Wett­
bewerbsverbot bestehe«

. . Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Beru­
fung des Klägers hatte keinen Erfolg, Mit der Revision ver­
folgt der Kläger den Klageantrag weiter«, Der Beklagte bit­
tet um Zurückweisung der Revision.
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I

Itotsche idim^sgriinaei

Xc

Der Streit der Parteien geht um die Bedeutung der 
in § 10 Abs 2 des gerichtlichen Vergleichs vom 3® März 
1950 zwischen ihnen vereinbarten Wettbewerbsklauselo Der 
genannte Paragraph, der aus nicht weniger als neun Absätzen 
besteht, enthält eine Reihe von Einzelvereinbarungen Uber 
die Aufteilung der bisher von den Parteien als Gesell­
schafter gemeinschaftlich ausgeübten Tätigkeit,,' Im zwei­
ten Absatz haben sie die beiderseitige Verpflichtung nie­
dergelegt, "für die Dauer von fünf Jahren nach der gericht­
lichen Protokollierung des Vergleichs sich die gegensei­
tig abgegrenzten Aufgabengebiete zu schützen und sich dar­
in keine Konkurrenz zu machen”e

Der Kläger legt die Wettbewerbsklausel in Verbindung 
mit den übrigen Vergleichsbestimmungen dahin aus, daß sie 
dem Beklagten verbiete, mit Thermometern und Manometern 
bestimmter Art, die er nicht selbst herstellt, sondern 
von dritter Seite bezieht, Handel zu treiben^ da der Be­
klagte dies gleichwohl unstreitig tut, leitet der Kläger 
daraus für sich das Recht her, von ihm Rechnungslegung
und Schadensersatz zu verlangen«. Der Beklagte will die Ver-

* ♦

gleichsregelung im gegenteiligen Sinn verstanden wissen, 
nämlich dahin, daß nicht er, sondern der Kläger seiner­
seits verpflichtet sei, den Vertrieb der betreffenden Meß­
instrumente zu unterlassene

Das Berufungsgericht hat sich weder der einen noch 
der anderen Auffassung angeschlossen® Hach seiner Ansicht 
bezieht sich das Wettbewerbsverbot des § 10 überhaupt

* j
nicht auf den sogenannten ”Fremdhandel”, d„h<> den Verkauf 
von Erzeugnissen Dritter $ vielmehr werde in dem Vergleich 
lediglich der Vertrieb der von jeder Partei selbst herge-

KL



stellten Instrumente ("Eigenvertrieb") nach näherer Maßga­
be der getroffenen Vereinbarungen geregelt und gegeneinan­
der abgegrenzt, während der Fremdhandel beiden Parteien 
unbeschränkt gestattet sei«

Pie Auslegung, die das Berufungsgericht dem gericht­
lichen Vergleich vom 3« März 1950 gegeben hat und die folge 
richtig zur Klageabweisung führen mußte, betrifft einen 
Individualvertrage Infolgedessen ist sie in der Revisions­
instanz nur beschränkt nachprüfbar« Bas verkennt auch die 
Revision nicht« Sie sieht aber die sachlich-rechtlichen 
Vorschriften der §§ 133, 155, 157 und 242 BGB als verletzt 
an und erhebt außerdem Verfahrensrügen wegen Nichtbeachtung 
des § 286 ZPO«

II*

Der Hauptangriff der Revision richtet sich gegen den 
Standpunkt des angefochtenen Urteils, daß zwischen den Par­
teien eine Einigung über das Verbot des Fremdhandels nicht 
zustandegekommen sei«

1* Bas Oberlandesgericht hat sich bei Erörterung die­
ser Frage auf seine eigenen Ausführungen in dem früheren, 
im Vorprozeß der Parteien ergangenen Urteil vom 1« April 
1953 (1 U 219/52) bezogen« In jenem früheren Verfahren war 
von ihnen mit umgekehrten Parteirollen darüber gestritten 
worden, ob dem jetzigen Kläger durch die Wettbewerbsklau­
sel in § 10 des gerichtlichen Vergleichs der Handel mit 

Instrumenten - die von dritter Seite hergestellt 
werden- verboten sei und ob der jetzige Beklagte von ihm, 
da er sich an dieses Verbot nicht gehalten habe, Schadens­
ersatz verlangen könne« Das hatte das Oberlandesgericht 
damals verneint« In den UrteilsgrUnden war von ihm ausge­
führt worden, der § 10 des Vergleichs lasse "rein Wortlaut-
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mäßig« drei grundsätzlich verschiedene Deutungsmöglichkei­
ten ZU$

a) Ihrtweder sei dem (jetzigen) Kläger der Handel mit 
Fremderzeugnissen im Rahmen des früheren «H^^-Pro- 
grarnms" schlechthin verboten, und der Vertrieb der 
von ihm selbst nach näherer Maßgabe von Absatz 3 
hergestellten Erzeugnisse - Eigenvertrieb - sei 
zwischen den Parteien so auf geteilt, daß sie der Be­
klagte nur mit Schaltschränken und der Kläger nur 
ohne dieselben führen dürfe? für diese Auslegung 
scheine der Wortlaut der Absätze 1 und 2 des § 10 
zu sprechen, wobei das Worto5lgenannten,, im Absatz 4 
in dem Sinne verstanden werden müsse, daß es sich 
auf die vom Kläger/hergestellten Meßinstrumente be­
siehe, und im gleichen Sinne auch in die folgenden 
Absätze «hineinzulesen« seio

b) Oder die Aufteilung der Absätze 4 bis 7 nach Liefer­
anten (d,ho ob mit oder ohne Schaltschränke) bezie­
he sich nicht nur auf den Eigenvertrieb, sondern 
auch auf den Fremdhandel und dem Kläger sei daher im 
Umfange des Absatz 3 - also bezüglich Kontaktmanome­
ter und Köntaktquecksilberfederthermometer - sowohl 
der Eigenvertrieb als auch der Fremdhandel mit Gegen­
ständen des bisherigen «H^^-Programms« gestattet, 
jedoch nur ohne Schaltschränke, während umgekehrt

. der Beklagte auf die Lieferung mit Schaltschränken 
beschränkt sei? für diese Auslegung scheine der Wort­
laut der Absätze 4 bis 7 unmittelbar zu sprechen, 
wenn man dem Wort «genannten« im Absatz 4 keine selb­
ständige Bedeutung beilege und aus der Bezeichnung 
«zusätzlich« in den linleitungsworten vor Absatz 4 
auf eine Selbständigkeit der - wenn auch als «Klar­
stellung« bezeichneten - Regelung der Absätze 4 ff 
schließe.

c) Oder endlich der gesamte § 10 und damit auch die Wett­
bewerbsklausel beziehe sich überhaupt nur auf den
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Bigenvertrieb und nicht auf den Fremdhandel* hin­
sichtlich des Fremdhandels bestehe keinerlei Konkur­
renzverbot, er sei also beiden Parteien unbeschränkt 
gestattet«,

Die zuletzt genannte Auslegung hat sich d.ann das Oberlan- 
desgericht auf Grund eingehender Erwägungen zu eigen ge­
machte Es hat dazu im einzelnen ausgeführt, der erste Ab­
satz des § 10, dessen Wortlaut zunächst gegen die unter c 
aufgeführte Auslegung zu sprechen scheine, dürfe nicht für 
sich allein betrachtet werden, vielmehr müsse die Abgren­
zung der Aufgabengebiete dem Gesamtinhalt aller Absätze 
dieses Paragraphen entnommen werden» Für eine solche Ge­
samtbetrachtung sei insbesondere der Absatz 3 von Bedeu­
tung, der die künftigen Tätigkeiten der Parteien genauer 
und anders abgrenze als der nur einen allgemeinen Grundsatz 
enthaltende Absatz Io Dieser an die Spitze der Einzelrege­
lung gestellte Absatz 3 befasse sich aber ausschließlich 
mit der eigenen Fabrikation der Parteien und überhaupt 
nicht mit dem Handel in Fremdwaren* Demgemäß wollten auch 
die weiteren Absätze 4 bis 8 nach ihrem Einleitungssatz 
("zusätzlich wird folgendes klargestellt”) bloße Ergänzun­
gen, nicht aber wesentliche Neuerungen gegenüber dem Vor­
hergehenden bringen* auch sie bezögen sich nur auf den in 
Absatz 3 geregelten Eigenvertrieb und nicht auf den d©>rt 
nicht geregelten Fremdhandel0 Spreche sonach bei näherer 
Betrachtung schon der Wortlaut des § 10 für eine Beschrän­
kung der Wettbewerbsklausel auf den Eigenvertrieb, so ste­
he einer solchen Auslegung auch die Entstehungsgeschichte 
des Vergleichs nicht entgegen« Ebensowenig ergebe sich 
etwas Abweichendes aus den Bekundungen eines vom Oberlan­
desgericht im Vorprozeß vernommenen Zeugen Albert Mpp, 
aus einem gemeinsamen an die Kundschaft gerichteten Rund­
schreiben der Parteien vom 22* März 1950 und aus ihrem 
späteren Briefwechselo Eine Vergleichsauslegung in dem 
vorgenannten Sinne sei endlich auch im Interesse der Rechts'
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Sicherheit geboten; denn Konkurrenzverbote, die eine Aus­
nahme von dem in unserer Rechtsordnung geltenden Grundsatz 
der Wettbewerbsfreiheit darstellten, bedürften einer kla­
ren und eindeutigen gegenständlichen Abgrenzung, und wo* 
eine solche fehle, müsse es bei dem allgemeinen Grundsatz 
bleiben«,

Diesen seinen früheren Standpunkt hat das Berufungs­
gericht dann auch im gegenwärtigen Rechtsstreit aufrechter­
halten und die Einwendungen des Klägers dagegen für nicht 
begründet erachtet«, Es hat dazu insbesondere ausgeführt, 
die Auslegungdes Vergleichs dahin, daß die Wettbewerbsklau­
sel sich nur auf die Eigenfabrikate und nicht auf den Fremd- 
handel beziehe, werde auch durch den jetzigen, insoweit 
übereinstimmenden Sachvortrag der Parteien nicht in Frage 
gestellt, wonach sie im Zeitpunkt des Vergleichsabschlus­
ses den Willen gehabt hätten, durch die Klausel zugleich 
den Fremdhandel zu regeln«, Denn eine dahingehende Absicht 
der Vergleichsschließenden sei damals nicht verwirklicht 
worden, weil jede Partei mit dem § 10 insoweit einen ande­
ren, dem des Gegners entgegengesetzten Sinn verbunden ha­
be. Bei objektiver Betrachtung sei im § 10 ein Fremdhan­
delsverbot weder im Sinne der einen noch in dem der ande­
ren Partei zu erblicken* Es liege insoweit ein versteck­
ter Einigungsmangel vor, wobei dahingestellt bleiben körnte, 
ob dadurch die Wirksamkeit des ganzen Vergleichswerkes be­
rührt werde oder ob die Parteien den Vergleich auch ohne 
Konkurrenzklausel über den Fremdhandel abgeschlossen ha­
ben würden®

2* Die Revision bekämpft diese Ausführungen als 
rechtsirrig* Sie wirft dem Berufungsgericht insbesondere 
vor, daß es bei Auslegung des gerichtlichen Vergleichs von 
dem gemeinsamen Parteiwillen abgewichen sei. Venn es schon 
davon ausgehe, daß der Vergleichswortlaub insgesamt drei 
Auslegungsmöglichkeiten zulasse, dann hätte es nach An-



sicht der Revision bei seiner Wahl zwischen diesen drei 
Möglichkeiten angesichts des Sachvortrages der Parteien im 
gegenwärtigen Rechtsstreit - der darin übereinstimme, daß 
sie beide mit der Wettbewerbsklausel des § 10 auch den 
Premdhandel hätten erfassen wollen - auf keinen Pall ge­
rade die dritte Möglichkeit wählen dürfen, wonach sich 
die Klausel nur auf den Eigenvertrieb und nicht auf den 
Premdhandel beziehe® Denn für diese Auslegungsmöglichkeit 
habe festgestanden, daß sie dem Parteiwillen zuwiderlief® 
Sie habe deshalb für das Berufungsgericht von vornherein 
ausscheiden müssen, und diesem wäre nur noch die Wahl zwi­
schen den beiden übrigen Möglichkeiten geblieben^ es hätte 
sich also entweder für die Auslegung des Klägers (vgl oben 
zu 2 b) entscheiden müssen, daß durch § 10 dem Beklagten, 
oder für diejenige des Beklagten (vgl zu 2 a), daß dadurch 
umgekehrt dem Kläger der Premdhandel mit den im Klageantrag 
aufgefUhrten Instrumenten verboten sei*

Die Rüge ist nicht begründet* Die Revision verkennt 
den Inhalt des beiderseitigen Sachvortrages, wenn sie . 
meint, es liege hier eine in allen Punkten übereinstimmen­
de Darstellung der Parteien vor, die es dem Berufungsge­
richt nach dem das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstrei­
tigkeiten beherrschenden Verhandlungsgrundsatz (vgl dazu 
Baumbach-Lauterbach Grundzüge 3 vor § 128 ZPO) verwehrt 
habe, sich abweichend von der Ansicht der Parteien auf 
den Standpunkt zu stellen, daß die Wettbewerbsklausel sich 
nur auf den Eigenvertrieb und nicht auf den Premdhandel 
beziehe® Es mag dahingestellt bleiben, ob in einem Palle 
wie dem vorliegenden, wo nicht über rein tatsächliche 
Dinge, sondern über die Auslegung eines unklar gefaßten 
Vergleichs gestritten wird, überhaupt eine Bindung des 
Richters an den Safchvortrag in der Weise eintreten kann, 
daß er einer einverständlichen Auffassung der Parteien 
über den Vergleichsinhalt unbedingt folgen müßte, oder ob 
der Richter nicht die Befugnis hätte, auch bei wirklich
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a

übereinstimmendem Parteivorbringen im Wege der freien 
Würdiguing des Sach- und Streitstandes gemäß § 286 2P0 
aus dem vorgebrachten Tatsachenstoff' Schlüsse zu ziehen, 
die keine der Parteien gezogen hat (vgl dazu RG Warneyer 
Ergänzungsband 1912 Hr. 288; JW 1913, 385 Hr 21 ; Urteil 
vom 24« März 1914 - VII 13/14.} RGZ 103, 95 /567; JW 1936, 
249 Hr* 1} ferner das zum Abdruck in der Amtlichen Samm­
lung bestimmte Urteil des BGH vom 23« Februar 1956 - II 
2R 207/54; veröffentlicht bereits in Wertpapier-Mitteilun­
gen 1956, 463)o Auf jeden Fall fehlt es hier an einer 
solchen Übereinstimmung der Parteien in ihrem Vortrag 
über den Inhalt des Vergleiches vom 3« März 1950» Bas, was 
sie über ihre angebliche Willensrichtung im Zeitpunkt des 
Vergleichsabschlusses vortragen, deckt sich lediglich bis 
zu einem gewissen Punkt, nämlich nur insoweit, als beide 
behaupten, es sei ihre Absicht gewesen, daß durch § 10 
auch der Fremdhandel mit geregelt werden sollte. Über die 
nähere Art und Weise dieser Regelung hingegen, auf die es 
doch entscheidend ankäme, sind sie alles andere als einig« 
Jede Partei nimmt vielmehr auf Grund des Vergleiches für 
sich selbst das alleinige Recht zum Vertrieb fremder Er­
zeugnisse in Anspruch und behauptet, daß es dem anderen 
Teil verboten sei, sich auf diesem Gebiet zu betätigen«. 
Gerade Uber die wesentliche Frage besteht daher auch in 
dem jetzigen Sachvortrag der Parteien keine Einigkeit« Die 
von der Revision behauptete Übereinstimmung ist nur eine 
scheinbare.*“ In Wirklichkeit gehen die Parteien, worauf das 
angefochtene Urteil zutreffend hinweist, von durchaus "kon­
trären” Auffassungen aus«

Von einer Verbindlichkeit ihres Vorbringens für den 
Richter nach Maßgabe des Verhandlungsgrundsatzes kann da­
her keine Rede sein« Das Berufungsgericht war vielmehr 
nicht gehindert, bei Auslegung des Vergleiches von der 
insoweit übereinstimmenden Ansicht der Parteien, daß sie 
im § 10 auch den Fremdhandel geregelt hätten, abzuweichen



und festzustellen, eine solche Regelung sei in Wahrheit 
nicht getroffen worden«

t

3o Die Revision rügt ferner, das angefochtene Ur­
teil habe zu Unrecht das Vorliegen eines versteckten Eini- 
guhgsmangels im Sinne von § 155 BGB bejaht» Dafür sei 
kein Raum, wenn die Vertragsschließenden sich, wie hier, 
nach langen Verhandlungen auf einen bestimmten Vertrags­
wortlaut geeinigt hätten, selbst wenn sie dabei ihren Er­
klärungen einen verschiedenen oder gar entgegengesetzten 
Sinn beigelegt haben sollten« Das Berufungsgericht hätte 
feststellen müssen, welchen Inhalt objektiv der Vertrag 
als Ganzes gehabt habe$ nur wenn ein solcher Inhalt nicht 
eindeutig feststellbar gewesen wäre, hätte die Vorschrift 
des § 155 BG® zum Zuge kommen können« Andernfalls wäre es 
Sache derjenigen Vertragspartei, deren Willen sich mit 
dem Inhalt der von ihr abgegebenen Erklärung nicht deckte, 
diese ihre Erklärung wegen Irrtums anzufechten«

Auch dem kann nicht gefolgt werden. Der Streit der 
Parteien geht nicht um den Inhalt des Vergleichs in seiner 
Gesamtheit (”als Ganzes”)? sondern um die Frage, ob der 
Kläger berechtigt ist, dem Beklagten den Fremdhandel mit 
bestimmten, im Klageantrag näher bezeichneten Meßinstrumen­
ten zu verbieten« Das Berufungsgericht hat daher die Be­
stimmungen des Vergleichs, die sich mit’ der Abgrenzung 
der beiderseitigen Tätigkeitsgebiete nach Auflösung des 
bisherigen Gesellschaftsverhältnisses befassen - also ins­
besondere den § 10 und daneben die §§ 2 und 3 (Buchstabe 
a) -, daraufhin untersucht, ob und gegebenenfalls in wel­
chem Umfange sie eine Einschränkung des Handels mit Fremd­
erzeugnissen enthalten« Es ist dabei auf Grund von Erwä­
gungen, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen lassen, zu 
dem Ergebnis gelangt, daß in dem Vergleich der Fremdhan- 
del überhaupt nicht mit geregelt worden ist» Die weitere
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§
Frage, ob dadurch die Wirksamkeit des ganzen "Vergleichs- 
Werkes w berührt werde (vgl dazu § 155 BGB letzter Halb­
satz), wird in dem Berufungsurteil zwar aufgeworfen, aber 
mit Recht unentschieden gelassen«

Wicht stichhaltig .ist auch der Hinweis der Revision 
auf die Entscheidung KGZ 105, 209 i? 1j7> aus der sie ent­
nehmen möchte, daß bei schließlichem Einigwerden der Ver­
tragsschließenden auf eine bestimmte, schriftlich nieder­
gelegte Erklärung von einem versteckten Dissens im Sinne 
des § 155 BGB nicht gesprochen werden könne« In jener Ent­
scheidung hat das Reichsgericht ausgeführt, der Richter 
müsse, wenn eine solche schriftliche Niederlegung des Er­
klärten erfolgt sei, aus dem Wortlaut der Vertragsbestim­
mungen oder im Wege der Auslegung unter Heranziehung aller 
geeigneten Mittel den objektiven Inhalt der betreffenden 
Erklärung zu ermitteln suchen und dürfe sich nicht auf 
die Prüfung dessen beschränken, was die Parteien gewollt 
haben« Daß im vorliegenden Falle das Berufungsgericht ge­
gen diese Pflicht verstoßen hätte, ist indessen nicht er­
sichtlich. Es hat, wie sowohl die Begründung des angefoch­
tenen als auch die des darin in Bezug genommenen früheren 
Urteils vom 1« April 1953 erkennen lassen, auf Grund ein­
gehender Würdigung nicht nur des Wortlauts der Vereinbarun­
gen, sondern auch aller verfügbaren sonstigen Erkenntnis­
quellen - Vorgeschichte des Vergleichs¥bschlusses, Zeugen- 
aussage, Rundschreiben der Parteien, Schriftwechsel - 
festgestellt, wie die Wettbewerbsklausei in § 10 Abs 2 
des gerichtlichen Vergleichs objektiv zu verstehen sei, 
nämlich daß sie sich nur auf* den Eigenvertrieb beziehe. 
Nach.der jetzigen Sachdarstellung der Parteien im Prozeß 
entsprach das allerdings nicht ihrem wirklichen Willen, 
da sie danach neben dem Eigenvertrieb auch den Fremdhan- 
del zu regeln beabsichtigten. Aber letzteres hat in der 
Erklärung keinen Niederschlag gefunden. Eine Einigung
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über die Regelung des Premdhandels ist auch außerhalb 
des schriftlichen Vergleichsabschlusses nicht zustande- 
gekommenc Die Parteien glaubten sich zwar insoweit einig 
zu sein, aber in Wirklichkeit verband jede von ihnen 
mit dem Wettbewerbsverbot einen anderen, dem der Gegen­
partei entgegengesetzten Sinn* Das hat das angefochtene 
Urteil in vom Revisionsgericht nicht nachprüfbarer Weise 
tatsächlich festgestellto Wenn es daraus den Schluß gezo­
gen hat, daß damit, soweit es sich um die Erstreckung des 
Wettbewerbsverbots auf den Vertrieb von Premderzeugnissen 
handele, der Tatbestand des § 155 BGB erfüllt sei, so ist 
das rechtlich nicht zu beanstanden» Die Ansicht der Re­
vision, das Vorliegen eines von beiden Teilen unterschrie­
benen, bestimmten Vertragswortlautes schließe die Annahme 
eines versteckten Einigungsmangels grundsätzlich aus, fin­
det weder in der angeführten Reichsgerichts-Entscheidung 
noch im Gesetz eine Stütze (RGZ 66, 122 ./T257)«

Wenn die Revision ferner meint, das Berufungsgericht 
hätte sich für eine der beiden inhaltlich voneinander ab­
weichenden Vertragsauslegungen der Parteien entscheiden 
und es dann derjenigen Partei, die mißverstanden worden 
sei, überlassen müssen, ihre Erklärung wegen Irrtums an- 
zufechten, so liegt darin eine Verwechslung mit dem Pall 
des § 119 BGB® Bei verstecktem Dissens im Sinne von § 155 
BGB befindet sich nicht etwa eine der Parteien im Irrtum 
über den Inhalt ihrer Willenserklärung, sondern jede Par­
tei erklärt irrtumsfrei das, was sie wirklich will; aber 
infolge eines wechselseitigen Mißverständnisses ihrer Er­
klärungen wähnen die Parteien einig zu sein, während in 
Wirklichkeit ihre Willenserklärungen auseinandergehen, so 
daß nur der Schein einer Willensübereinstimmung besteht, 
in Wahrheit es aber an der zum Vertragsabschluß erforder­
lichen Einigung fehlt (RG Gruchot 50, 895 /ß9J7) ° So ver~ 
hält es sich nach den tatsächlichen Peststellungen des 
Berufungsgerichts hier® Der in RGZ 105, 209 erörterte Pall
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(5. 211 aaö) ist also gerade nicht gegeben* Pur eine 
Irrt ums anfechtung ist infolgedessen kein Raum«

Zu Unrecht macht die Revision dem Berufungsgericht 
zum' .Vorwurf, es habe den einheitlichen Vertrag und die 
ihm zugrunde liegenden einheitlichen Willenserklärungen 
der Parteien "zerrissen", indem es auf der einen Seite 
äußerlich übereinstimmende, wenn auch nicht gewollte Er­
klärungen im Sinne seiner Vergleichsauslegung festgestellt 
und, getrennt davon, inhaltlich voneinander abweichende 
Erklärungen über die Regelung des Premdhandels angenommen 
habe. Eine gesonderte rechtliche Beurteilung der verschie­
denen Erklärungsinhalte läßt sich in einem Palle wie dem 
vorliegenden nicht vermeiden« WillensUbereinstimmung be­
stand nach den tatsächlichen Feststellungen des angefoch­
tenen Urteils bei den Parteien nur insoweit, als es sich 
am den Vertrieb der von ihnen selbst hergestellten Erzeug­
nisse handelte« Ihr weitergehender Wille dagegen, auch den 
Fremdhandel zu regeln, ist im § 10 des Vergleichs vom 
3° März 1950 nicht zum Ausdruok gekommen«

4« Halten danach die Ausführungen des Berufungsge­
richts bis zu diesem Punkt den Angriffen der Revision 
stand, so kann ihm jedoch nicht gefolgt werden, wenn es 
nunmehr aus seiner Peststellung, daß der schriftliche Ver­
gleich kein Fremdhandelsverbot enthalte, den rechtlichen 
Schluß zieht, der Anspruch des Klägers auf Rechnungsle­
gung und Schadensersatz erweise sich bereits damit als 
unbegründet« In dieser Schlußfolgerung liegt ein Verstoß 
gegen die Vorschrift des § 157 ®GB, die es dem Richter 
zur Pflicht macht, vorhandene Vertragslücken im Wege der 
ergänzenden Vertragsauslegung zu schließen (BGHZ 9, 273)«

Daß der Vergleich vom 3« März 1950 eine Lücke auf- 
w'eist, steht nach den tatsächlichen Feststellungen des 
angefochtenen Urteils außer Zweifel« Beide Parteien hat-



ten, wie sie Übereinstimmend behaupten, an diesem Tage 
den Willen, bei Gelegenheit der Gesellschaftsauflösung 
auch die Frage des Fremdhandels zu regeln. Zu einer sol­
chen Regelung ist es allerdings nicht gekommen, da man 
sich über die Abgrenzung der beiderseitigen geschäftli­
chen Betätigung nicht einig war, vielmehr jede Partei 
genau das Gegenteil von dem erstrebte, was die andere 
wollte«, Aus diesem Grunde ist dieser Punkt offen geblie­
ben und hat insbesondere auch, wie bereits ausgeführt, 
in der gerichtlich protokollierten Erklärung der Parteien 
keinen Niederschlag gefunden, Pas ändert aber nichts an 
der Tatsache, daß eine Vereinbarung darüber von beiden 
Teilen für erforderlich gehalten wurde und deshalb unter 
allen Umständen getroffen werden sollte« Was vereinbart 
wurde, war daher unvollständig und lückenhaft, ohne daß 
die Beteiligten das bemerkten«

Bei dieser Sachlage durfte das Oberlandesgericht 
sich nicht damit begnügen, das Fehlen einer Einigung über 
den Fremdhandel festzustellen und mit dieser Begründung 
die Klage abzuweisen« Vielmehr hätte es, da die Parteien 
eine Regelung hierüber unstreitig treffen wollten, den 
Vertragsinhalt unter Berücksichtigung von Treu und Glau­
ben ergänzen und an Hand dessen, was tatsächlich verein­
bart worden war, ermitteln müssen, wie die Vergleichschließen 
den den versehentlich offen gebliebenen Punkt'vernünftiger­
weise geregelt haben würden« Eine solche Ausfüllung der 
Vertragslücke hätte sich nach den Grundsätzen der ein­
schlägigen Rechtsprechung (vgl« BGHZ 9, 277 f und die 
dort angeführten Entscheidungen) innerhalb des Anwendungs­
bereichs des § 157 BGB gehalten und den Rahmen des beste­
henden Vertragsverhältnisses keineswegs gesprengt^ der 
Vertragsgegenstand wäre durch eine im Wege richterlicher 
Rechtsschöpfung nachträglich hinzugefügte Fremdhandels­
regelung nicht in unzulässiger Weise erweitert worden»
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Da das angefochtene Urteil dies unterlassen und 
eu Uhrecht einen vertragslosen Zustand angenommen hat, 
konnte es nicht aufrechterhalten werden® Das Berufungsge­
richt wird in der neuen Tatsachenverhandlung zu klären 
haben, welche Regelung der streitig gebliebenen Frage am 
ehesten dem sonstigen Inhalt des Vergleichs und dem darin 
zum Ausdruck gekommenen Willen der Vergleichschließenden 
entspricht® Als eine Lösung, die vom betrieblich kauf­
männischen Standpunkt aus besonders nahe liegt, könnte 
dabei in Betracht kommen, den Fremdhandel zwischen den 
Parteien in der gleichen Weise aufzuteilen, wie das im 
Vergleich (§§ 2, 3a, 10) hinsichtlich der Eigenerzeugung 
geschehen ist, indem jeweils die Verbundenheit oder nähe­
re Verwandtschaft mit der Art der .Eigenerzeugung auch für 
die Zuteilung des Fremdhandels maßgebend sein könnte® Zu 
erwägen wäre aber auch, ob nicht aus der Art, wie die Par­
teien sich über die Werte der bisherigen Gesellschaft aus­
einandergesetzt haben - der Beklagte behielt das Unter­
nehmen als Ganzes und der Kläger bekam außer einzelnen 
Fabrikationszweigen lediglich eine (Jeldabfindung -, ge­
schlossen werden könnte, daß auch der Fremdhandel im we­
sentlichen dem Beklagten als Geschäftsinhaber zu verblei­
ben hatte® Endlich bieten möglicherweise auch die finanzi­
elle Lage der früheren Gesellschaft (die das Berufungsge­
richt erforderlichenfalls unter Heranziehung eines Sach­
verständigen zu ermitteln hätte) und die Höhe des dem Klä­
ger als Abfindung gezahlten Betrages Anhaltspunkte für 
eine gerechte und sachentsprechende Aufteilung des Fremd­
hand eis p

Auf Grund der durch ergänzende Vertragsauslegung 
gewonnenen Regelung wird dann weiter zu prüfen sein, ob 
der Beklagte mit dem Vertrieb der im Klageantrag auf ge­
führten Waren gegen das Wettbewerbsverbot verstoßen und 
ob er dabei schuldhaft gehandelt hat® Davon wird es abhän-
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gen, ob der Kläger von ihm Rechnungslegung und Schadens­
ersatz verlangen kann*

III.

Auf die verfahrensrechtlichen Rügen der Revision 
brauchte, da die Sache wegen des aufgezeigten Mangels 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden mußte, 
nicht mehr eingegangen zu werden» Bein Berufungsgericht 
war auch die Entscheidung über die Kosten der Revision 
zu übertragene

Br, Tasche Br« Großmann. Br* Spieler
Br* Dorschei Brö Rothe
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